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in Giessen 


Möbelfirma ließ legal bewohntes Haus abreißen / Magistrat 
gibt Rückendeckung / Demonstrationen und kaputte Scheiben 


wurden bisher in der Bundesrepublik 
immer häufiger Instandbesetzer — Leute also, die Wohnun 
‚gen besetzen und wieder bewohnbar machen, die skrupello- 
se Geschäftemacher und Verfassungsfeinde vergammeln las- 
sen (Art, 14 GG) — von der Polizei brutal hinausgeprügelt, 
mit die Spekulanten die Wohnungen zerstören konnten, so ist 
jetzt in Gießen erstmalig ein Wohnhaus zerstört worden, in 
dem noch Menschen — normale Mieter mit einem Vert 
wohnten. Die Arroganz der Macht rief tausende auf die Stra- 
ße und beim verantwortlichen Spekulanten, dem Möbelhaus. 
Sommerlad, gingen Schaufenster zu Bruch. 


Halten wir uns nicht mit den 
hronologischen Details auf (die 
stehen ausführlich im Kasten neben- 
an: „Chronik der Giessener Ereig- 
nisse") — versuchen wir lieber ein- 
mal zu verstehen, was da passiert st: 

Stellen Sie sich mal vor, Sie 
kommen von der Arbeit oder vom 
Einkauf, und finden Ihr Haus halb 
abgerissen vor? Sie meinen, das wä- 
re kaum möglich und ein schlechter 
Witz? Nun, dieser Witz hat letzte 
Woche in Giessen stattgefunden. 

Da will ein Spekulant, das Mö- 
belhaus Sommerlad, drei große, 
schöne, alte, billige, zentral gelege: 
ne Wohnhäuser abreißen, um dort 
eine Tiefgarage und noch ein Mö- 
beihaus zu errichten („Möbelstadt 
Sommerlad"). Da sie vor Gericht 
keinen Erfolg hatten, schlug die 
kriminelle Vereinigung Sommerlad/ 
Magistrat/Polizei/Abbruchunterneh- 
mer zu und machtekurzen Prozeß: 
die Wohnungen wurden einfach ab- 
gerissen — „aus Versehen beschä- 
digt”, wie es später heißt. 


‚Nun läuft ein allzu bekanntes 
Wechselspiel ab, ein Lehrstück in 
Arroganz der Macht, in der Bauamt, 
Magistrat, Polizei und die heimische 
Presse alle ihre Schmierenrolle spie- 
len. Das Bauamt versichert zunächst, 
daß das Haus erhalten werden wird, 
nur um die Gemüter zu beruhigen. 
Das Amtsgericht liefert einen Bei- 
trag zur Farce, indem es eine einst- 
weilige Verfügung gegen Sommerlad. 
erläßt, dahingehend, das Haus zu er- 
halten und den Zugang für die Be- 
wohner zu sichern — eine Verfü- 
gung, an die sich niemals jemand zu 
keinem Zeitpunkt halten wird — 
weder der Magistrat, noch das Bau- 
amt, noch die Polizei noch der Bür- 
germeister. Stattdessen erklärt nun 
das Bauamt, das Haus müsse leider 
wegen Baufälligkeit abgerissen wer- 
den. Diese Entscheidung fält auf ei- 
nem Ruck-Zuck-Lokaltermin_ des 
Gerichtes, während die Polizei den 
Vertreter der Hausbewohner, 
Rehtsanwalt Roth, mit Gewalt an 
der Teilnahme hindert. 


Was hier geschah ist praktizierter 
Terrorismus im Sinne des Wortes. 
Angeblich leben wir in einem 
Rechtsstaat. Wir Anarchisten sind 
zwar diesem Märchen nie aufgeses- 
sen, aber nehmen wir einmal an, es 
Wäre s0, 30 haben hier Staat, Stadt- 
verwaltung und ein reicher’ Unter 
nehmer auf ihr Recht geschissen 
Der Rechtsstaat glt nur immer für 
&e Leute unten auf der sozialen Py- 
ramide — die “oben” können es 
ganz nach ihrem Belieben biegen 
nd brechen. 

Warum gingen Sommerlad und 
der Abbruchheini nicht in den 
Knast oder auf die Wache? Wenn 
ich aus Jux eine Scheibe einschmei- 
Se, geschweige denn ein Haus zer- 
störe — mal schen, was dann m 
mir pasiert, und was die Polizei 
mir sagt, wenn ich sage, das wäre 
„aus Versehen” geschehen... Warum 
Wird Sommerlad nicht gezwungen, 
den vorherigen Rechtszustand, den 
er brach, wiederherzustellen” und 
ds Haus wieder aufzubauen? Je- 


sen die Häuserdemoberer” Warum 
m 


eine taube Nuß, eine fromme Fik- 
bon des Staates ist, um seine Macht. 
zu erhalten. Der Staat diskutiert 
nicht über Gewalt — er praktiziert 
sie und gießt sie in Gesetze. 

Daß so einfach mit Geld, Politik 
und einem Bagger Recht gebrochen 
werden kann, macht uns klar, daß 
es kein Recht gibt. Es gibt nichts. 
mehr, was das Grundbedürfnis eines 
jeden Menschen, nämlich ein Dach 
{über dem Kopf, schützt. Wir müssen, 
den Schutz unseres Wohnraums, un- 
serer Lebensbedürfnisse, wir müssen 
unsere Zukunft und unser Glück 
kurz: unser Leben — in die eigenen 
Hände nehmen. 

Diejenigen, die dies in Gießen in. 
der letzten Woche ansatzweise ta- 
ten, waren dann die Protagonisten 
in der offiziellen Lokalpresse. Nicht 
vom Unternehmer Sommerlad, der 
Terror, Chaos und Zerstörung ve 
breitet, nicht von seinem Kompli- 
en, dem Magistrat war die Rede, 
sondern von angeblichen Straßen- 
schlachten (die nie stattfanden) war 
die Rede, von gelegten Bränden (ein 
Lagerfeuer zum aufwärmen!) und 
von angekarrten Schlägertrupps) da- 
mit können n u r die Polizisten ge- 
meint sein!) Wieder einmal ereifter- 
fe sich die Bürgersele in der Pre 
über die „sinnlose Zerstörung’ 
durch die Demonstranten, die Som- 
merlad ein paar Abbruchsteine in 
die heile Welt seiner Schaufenster 
warfen. Stellvertretend für alle der 
Wetzlarer Kommentator Welmut 
Will, der meinte, daß es doch zu 
weit gehe, wenn in Gießen Gebäude 
beschädigt würden. Die Absurdität 
ist nicht mehr zu überbieten — er 
meint nämlich die kaputten Fen- 
sterscheiben bei Sommerlad. Von 
den Trummern eines Wohnhauses. 
sprach er nicht. 


Hinweis: Der Stammtisch der Wetz- 
arer Anarchos ist nicht mehr im Ali- 
nos, sondern im Haus der Jugend. 
‚Jeden Dienstag um 20 Uhr. 


„Anarchie ist nicht Chaos, sondern Ordnung ohne Herrschaft!” 


Anarchistische Zeitung 


HEIBE NÄCHTE 


Kronstadt . 


Surchzunckern. 
fans werd, 
Stadt-Info erscheinen. 

Auf dem Kongrens ist noch 
einmal klar gevorden, in 
Yelch bescheidener Form die 
Koordination untereinander 
erst vorbanden ist. Genau 
hier sollen regionale Treffs 


Abschließend bleibt die Fra- 
ge, varım vir immer sehr 
aiden, an unserer Arbeit, 
kann es doch nicht liegen® 


Brokdorf: 


ANKLAGE WEGEN 


dis Situation an 
ben jedoch in sin total ver- 
kehrkes Licht. Der vi 

gelte Polizist ist nicht von 


im Übereifer 
zu weite in 


s Szene zu sehen, 


über Brokor% ganz klar er- 
klärt, daß wir die Verkafte- 
1eine lassen ver- 


FREIBEIT FÜR MARKUS usD Des 
ANDEREK VERSAFTETES! 


SPANIEN 


nach dem Putschversuch 


In Spanien fand im Februar ein Putschversuch ultrarechter Militärs statt. 
Während in den Medien — auch bei uns — der König als Retter der Demokra- 
ie gefeiert wird und das Ganze ansonsten als Operettenputsch einiger über- 
drehter Militärs abgetan wird, sieht es hinter den Kulissen viel düsterer aus. 
Schon iim November letzten Jahres reisten hohe spanische Militärs in die 
USA und sprachen mit der (künftigen) Reagen-Administration. Offenbar 
halten sie sich hier ihren Segen. Hinter dem Putsch standen in Spanien po- 
fente Geldgeber, u.a. Madrider Banken. Daß der Putsch scheiterte, war mehr 
dem Zufall als einem entschlossenen Widerstand zu verdanken, was die Deka- 
denz der spanischen Arbeiterbewegung im Schlepptau von DGB-inspirierten 
Gewerkschaften widerspiegelt. Aber: dies war nicht der letzte Putsch. Schon 
Zirkulieren in Madrid ultrarechte Flugblätter, daß der nächste “Golpe” bald 
käme. Und dann wäre er besser vorbereitet, und der „Verräter” Juan Carlos 
"würde dabei auch draufgehen... Als in Spanien das Parlament von der Guar- 
ia Civil besetzt wurde, zogen randalierende ultrarechte Gruppen in Madrid 
auf die Straße. Sie hatten detaillierte schwarze Listen von Linken bei sich, 
die offenbar Hiqukdiert werden sollten. Höchste Zeit also, aus den Fehlern zu 
lernen und die Konsequenzen zu ziehen. In Spanien allerdings wird — wie 
schon beim Putschversuch Ede 1979 — wieder einmal nicht hart durchge- 
ffen. Auch Allende erlebte vor seinem Tode zwei Versuche einesPutsches. 


Im November stieg in Spanien 
der erste Versuchsballon: die ‘Ope- 
ration Galaxia'. Es war ein Putsch- 
versuch der spanischen Militärs ge- 
gen die neue Regierugnsform nach 
Francos Tod, „Demokratic" ge- 
nannt, Er wurde vereitelt, aber die 
Anführer, General Atares Pena und 
ein gewisser Coronel Tejero, beka- 

Zeit Hausarrest und 
wurden am Ende gar nach. beför- 
dert. Alles blieb beim Alten... 


such” handel, und daß die spani- 
schen Militärs einen weiteren Ver- 
siuch — diesmal aber besser vorbe- 
reitet und ernsthafter geplant — un- 
ternehmen würden. 

Genau das ist geschehen. 

‚Ganz einfach so. Die Parlaments- 
demokraten vertrieben sich die Zeit 


Erscheinen in 
der Presse und einem fürstlichen 
'Leben. Nun, nicht gerade so könig- 

lich wie der Hampelmann im Z; 
zuelaPalast (gemeint ist Köni 
‚Juan Carlos — Red.), der seinerzei 
auf die „‚Grundgesetze" Francos 
schwor und sich über nachtin einen 
„Demokraten für's ganze Leben” 
Verwandelte. 

Die_ spanischen Militärs waren's 
nicht zufrieden, denn außer ihrem 
guten Leben — besser als jemals z 
vor — verlangen sie, daß die Bevöl 
kerung ihnen Ehre zollt, Die alten 
chauvinistischen Kasten des bejam- 
mernswerten Hispaniens wie ihre 
verhaßten “Guardias 
solch martialische Familien wie die 
Milans del Bosch werden nicht auf 
die absurden und anachronischen 
Privilegien verzichten, die sie seit 
unerdenklichen Zeiten genießen. 

Aber dennoch ist das nicht das 
‚merkwürdige an einer in ausländi 
schen Unternehmungen so glicklo- 
sen Armee wie der spanischen. 
Wichtiger ist hier, festzustellen, wer 
denn diesen mißglückten Putsch in 
Spanien finanziert hat und wer die 
Drahtzicher sind, Irgendein Huren. 
sohn hat 96 Millionen Peseten bei 
gesteuert, ohne daß sein Name bis- 


Diese Anarchisten 
sind,.. 


her bekannt geworden wäre. Und 
weiter: wieviele Militärs und welche 
standen hinter dem Putsch? 

Die Arrestierung (die schr locker 
gehandhabt wird) von vier in den 
Putsch verwickelten Generälen, ist 
nichts weiter als eine Pantomime, 
ein Kasperletheater gegenüber dem 
spanishen Volk. Denn dahinter 
stecken bedeutend: mehr... Der 
Putsch war minutiös in vier Phasen 
vorbereitet; 1.) Die Besetzung des 
Parlaments durch den Obersten Te 
jero und seinen 200. verhaßten 
Guardias Civiles, 2.) Der General- 
pitän der III Militärregion, General 
Milans del Bosch, sollte sich gegen 


Ein reaktionäres 
Fossilı General 
Milan del Bosch. 


die Verfassung (nicht gegen den 
König) erheben und in Madrid 
durch den General Armada zum 
Staatschef ausgerufen werden, was 
dann aber in Wirklichkeit Tejero im 
Parlament at. 3.) Die Panzerdi 
sion Brunete sollte Madrid besetzen 
(was. teilweise sogar geschah) und 
Oine Reihe hoher Militärs sollten 
sich zum König begeben und ihn 
vor. vollendete Tatsachen. stellen 
und ihn auffordern, sich an die 
Spitze der Erhebung zu stellen. 4.) 
Schließlich sollen sich die resıli- 
chen Militärregionen dem Putsch 
anschließen. (Die von Zaragoza, Sc 
villa und Valladolid zögerten meh 
rere Stunden!) 

Die erste Phase lief perfekt ab, 
‚Auch die zweite in der Militärregion 


gefährliche Tiere... 


iEs lebeder / _—. 
König 


von Valencia. Die dritte Phase uraf 
auf Schwierigkeiten, wodurch sich 
die vierte nicht realisieren konnte. 
Warum scheiterte die Erhebung in 
Madrid? Die Presse berichtet 
daß es der König gewesen 
sei, der den Putsch zum Süllstand 
brachte. Das ist, wenn überhaupt, 
nur ein Teil der Wahrheit. Zwi 
schen 18.30 Uhr, als das Parlament 
besetzt wurde und Juan Carlos 
Entschluß, gegen 10 Uhr nachts als 
“Demokrat” aufzutreten, vergingen 
ange Stunden des Zweifels bezüg- 
lich seiner Haltung zum Putsch. In 
dieser Zeit erwog der König sorg- 
sam die Folgen, die der Staats, 
streich für ihn und für die Krone ha. 
ben könnte. Er telefonierte mit sei 
nem Vater, dem alten Fuchs „Juan 
‚de Borbon, der in Estoril (Portugal) 
residiert, sowie mit anderen Ver- 


Gefühle des spanischen Volkes, das 
gerade eine vierzigjährige Militärdik- 

gelassen hatte, an- 
gesicht der internationalen Konse- 
quenzen und dem geplanten Ein- 
tritt in die’EG, der Möglichkeit von 
Protesten auf allen Ebenen ging 
man davon aus, daß das Militärre- 
‚göime sich nicht lange würde halten 
können. Sich an dessen Spitz 
stellen hieße, die Krone aufs Spiel 
zu seizen — während, wenn er sich, 
als “König der Verfassung” dar- 
stellte, ihn das zwar im Moment sei 
ne Entthronung kosten könnte, ihm 
aber über kurz oder lung die Rück- 
kehr als "König der Demokratie” si- 
chern würde. 

Die meuternden Generäle sahen 
sich also einer unerwarteten Schwie- 
Figkeit gegenüber. Mit diesen neuen 
Aspekten hatten sie weder gerech- 
net, noch hatten sie irgendwelche 
alternativen Pläne in ihren, Kaser 
nenstrategien ausgearbeitet. Die 
spanischen Militärs sind sehr dumm 
und es fehlt ihnen an Fantasie, was 
immerhin recht positiv zu bewerten 
ist. Für sie Hegt die Lösung stets bei 
den Panzern und nicht unter der 
Schädeldecke. Und so ist ihnen zum 
Glück ihr Putsch auch geraten. 

Von diesem gescheiterten Staats- 


... die 


'ollen uns Alle 
in die Luft sprenge 


streich muß man einige Lektionen. 
lernes 

— 1. Das Fehlen jeglicher Mobilisie- 
ung im Volk, um den Putsch zu 
stoppen. 

— 2.Das spanische Parlament ist au- 
Berordentlich jimmerlich. Es ist 
nicht mal eine schlechte Kopie ei- 
nes wirklichen Parlaments, die Ge- 
schichte wird ihm mit Bedauern 
und Spott gedenken. 

— 3. Die Armee erhält nach wie vor 
in einer Art von Abkommen mit 
den jeweiligen Regierungspolitikern. 
die Macht, Diese Politiker führen im 
‚Namen der Demokratie das aus, was 
die Militärs ihnen vorschreiben. 

— 4. Es wurde nicht der geringste 
Versuch unternommen, die Solda- 
ten für's Volk zu gewinnen und zu 
organisieren, damit sie in Momen! 
ten wie diesen. ihren Vorgesetzten. 
me > 


weiteren Putsch zu verhindern. Die 
Schicht der einfachen Soldaten 
müssen zum wichtigsten Verbünde- 
ten der Arbeiter und Bauern und 
anderer unterdrückten Schichten 


verst. 


Zahnbürsten 


des Volkes werden. Auch die Sola 
ten sind Arbeiter und sie sind noch 
stärker unterdrückt als alle anderen 
Individuen. Der Miltärdienstist 
dem Knast am ähnlichsten. 

— 5. Die Politiker der „parlamen- 
rischen Linken” sind außeror- 
dentlich feige, und anstatt vorzu- 
treten und die Dinge beim Namen 
zu nennen und große Mawenmobi 
isierungen einzuberufen, umarmen 
sie sich mit der Rechten und „em- 
pfehlen” der Basis ihrer Parteien 
Zurückhaltung und Vorsicht. Noch 


— 6. Die Krone, der König, hat ge- 
schwankt. Nach der ersten pro-mo- 
narchistischen Euphorie setzt die 
Emmöchterung ein. Der König selber 
hat mit den wichtigsten spanischen. 
Politikern klar gesprochen. Bei ei- 
‚nem weiteren Stzatsstreich könne 
er, der König, nicht für eine Nieder- 
schlagung des Putsches garantieren. 

Und damit sind wir wieder am 


schaffen, wo es möglich ist, die uns 
zur antifaschistischen Sebstvertei- 


tlichen.... 


din für allemal von der offiziellen 
Politologie der Herrschenden be: 
freien und an unsere Interessen als 
Klasse von Unterdrückten denken! 
Man muß gemeinsame Aktionen al- 
ler sozialen Randgruppen und Be- 
woffenen auf die Beine stellen — 
unabhängig von deren politischer 
Führung: Nur s0 können wir icher- 
stellen, daß nicht in naher Zukunft 
in neuer Miltärputsch triumphie- 
en wird, Aber ll dies muß jetzt so- 
Fort in Angriff genommen werden, 
da esin der Vergangenheit versäumt 
Wurde. Und nebenbei werden. wi 
damit noch etwas schr wichtige ge- 
innen: wir ersetzen die Entschei 
ungen von Militärs und Berufspoli 
üikem durch unsere Entscheidun- 
en, die Entscheidungen von frei 
Janlserten Arbeitern. Genau dies 
Iat der Weg zu einer anderen Gesell: 
schaftsform. 

Situation ist schlimmer als 
sie ohnehin erscheint. Ein weiterer 
Staatsstreich nach cilneischem oder 
ürkischem Modell kann sich zu je- 
dem Augenblick wiederholen. In 
der Tat hat Calvo Sotelo,gepenwär- 
üger Ministerpräsdent Spaniens, 
„versichert, daB ich kein weiterer 
Stnaustreich „Im Frühjahr oder im 
Sommer” wiederholen wird. Unter 
weichen Bedingungen wurde denn 
(der nächste Staatstreich verscho- 
ben? Was weiß die Regierung, und 
was hat ie, die rechten Chritlemo- 
kraten, mit der Planung eines neuen 
Putsches zu tun? War haben Regie- 
rung, der König, die „demokrat 
schen Institutionen” zu melden? 
Was, zum Teufel, haben die schlau- 
en Spanler gewählt, wenn später die 
verwegenen Militärs doch tun, was 
sie wollen? Das DamoklesSchwert 
hängt weiter über unseren Köpfen. 
Das einzige ernatzunehmende Hin. 
deris für putschende Militärs ind 
kämpferische, organisierte Arbeiter. 

Juan Candelas- 


WETZLAR: 


HHWAS WIRD AUS DER 


kannte, wadiionereiches Gebkude 
leer. Es beherrcht eine der letzten, 
von. der. Sanierungspolitik des Mar 
gtratz verschont gebliebenen Stadt. 
teile mit. winkligen Gassen und 
schiefen Häuschen. Die Rede 
von der ehemaligen „Käthe-Koll- 
witzSchule”, im Volksmund kurz. 
„Puddingschule” genannt, 

Seit die Schule in das neue, bom- 
bastische Großschulzentrum am 
Hallenbad umgezogen ist, gammelt 
der große, verschachtelte Komplex 
vor sich hin. Und seit einiger Zeit 
ist eine Diskussion entbrannt, die, 
zunächst klammheimlich im 
ausschuß. lief, später dann immer 
öffentlicher wurde, Bin stadıbe- 
kannter Apotheker stellte schon 
vor einiger Zeit den Antrag, das 
ganze Gebäude abzureißen, und 
dort Eigentumswohnungen zu er- 
richten — die wollte er dann auch 
‚gleich finanzieren. Obwohl der An- 
ragsteller in der CDU und im Dau- 
ausschuß sitzt, wurde der Antrag. 

it abgelehnt. Seither wech- 

ich die Gutachten ab: Mal it, 

das Gebäude historisch, man ab- 
bruchreif, mal erhaltenswürdig, mal 
von mangelhafter Bausubstanz. Den. 


einschlägigen Erfahrungen in Weız- 
Jar megäß, sind aber alte Bauten im- 
mer so lange erhaltenswürdig, wie 
sich kein finanzkräftiger Investor 
für einen Neubau findet... 

Nun schlägt das Pendel mal wie 
der in Richtung Abriß aus, Das zy 
nische Argument: Wohnungsnot. 
Die besteht in Wetzlar allerdings, 
aber ob gerade an diese, zentrale 
und von hohem Wohnwert gekenn- 


zeichnete Stelle Sozialwohnungen 
errichtet werden (wie man derzeit 
versichert) ist mehr als zweifelhaft, 
Das Gegenbeispiel steht gleich ne. 
benan: in den modernen, neuen 
Miet-Terassenhaus neben der Pud- 
ingschule und direkt an der Avig- 
nonanlage hieß es seinerzeit auch, 
&4 entstünden billige Sotlalwohnun: 
gen. In Wirklichkeit waren sie aber 
Schon ausgemauschelt, gekauft und 
untervermietet, als das Haus noch 
nicht mal fertig war. Für die norma- 
len Wohnungssuchenden mal wieder 
nichts — für besser betuchte Ein- 
kommen, ein preiswertes Haus in 
schönster Lage. 

Hinzu kommt noch, daß das gan- 
ze winklige Gassengebiet um die 
Puddingschule mit diesem Gebäute 
steht und fällt, Wenn hier erstmal 
Betonsaniert wird, wie anderswo in 
Wetzlar auch. dann kommen auch 
die alten, winkligen und immer 

Imgebung unter den Bagger. 
der Abrß der Puddinpschuie weder 
städtebaulich noch sozial zu vertre- 


‚jemals ernsthaft mit di 


vielfäligen Funktionen alternativer 
Kultur und Kommunikation erfäl- 
len, und ist damit völlig überlastet 
Bei den Jugendlichen macht sich 
Unmut darüber breit, daß sie al 
Art. Lückenbüßer-Volkshochschule. 
herhalten müssen... Andererseits. 
jibt es sicher über ein dutzend gu- 
ter und ernstzunchmender Ansätze, 
die in Weizhr keine Räume haben. 
Angefangen vom Verein Kommu- 
nales Kino, dem Arbeitskreis gegen 
Kernenergie, einer Filmwerkstatt, 
einem Büchercafe, Druckerei, einer 
Regionakzeitung, dem Jugensozia- 
werk, Ausländergruppen, der Ar 
beitsgruppe Städtebau usw. usw. 
leiden alle an Raummangel. Die 
Stadt hat hier wieder ihre gute Aus 
rede parat: sie würde ja gerne hel- 
den, hat aber kein Geld und keine 
Räume. 

Bitteschön: Hier ließ2 sich, wenn. 
man Stadı und Parteien  emst 
nimmt, mit einem Schlag zwei Pro- 
bleme lösen: Die Puddingschule zu 
einem autonomen Kulturzentrum 
machen. Dann wäre die Frage der 
ungewissen Nutzung erledigt (die 
teure Renovierung durch Firmen 
könnte. hauptsächlich ein billigerer 
Eigenregie erfolgen) und die Stadt 
hätte die Probleme der autonomen 
kulturellen Gruppen gelöst. Ein 
selbstverwaltetes. Kulturzentrum in. 
Wetzlar tut dringegnd not, das wird 


Kommentar. 
WER SCHÜTZT UNS VOR DEM STAATSTERROR? 


Franz Josef Strauß hält die Demonstranten, die in Nürnberg gegen die 
Räumung und Zerstörung astreiner Häuser auf die Straßen gingen (siche Nr. 
1 der AKTION!) den „Kern eines neuen Terrorismus”. Der Mann ist ofen- 
bar der deutschen Sprache nicht ganz mächtig, denn „Kern” bedeutet ja 
wohl das Zentrum, die harte Mitte Und Bayems Innenminister bringt es. 
fertig, eine ganze Demonstration — fast 150 Leute — pauschal zu verhaften. 
Hinterher sollen sie dann ihre Unschuld beweisen! Das stellt in der Tat selbst 
die morbide Moral des Staates auf den Kopf. Aber in diesem Kopf des Stas- 
tesscheint ja ohnehin nichts in Ordnung zu sein, 

Da wird der Terrorist (nämlich der Staat) zum Retter von Ordnung und 
derjenige, der sich gegen den Staat wehrt, der für menschliche Zustände, für 
die Anarchie eintritt, zum brutalen Popanz aufgebaut. 

Wer ist denn Terrorist, was ist denn Terror? Sind keerstehende Profitwoh- 
mungen kein Terror? Ist Menschenjagd von mit langen Knäppeln, Giftgas- 
wasserwerferm, Helmen und Schilden ausgerüsteten Terror-Gruppen (sprich: 
die Polizei) kein T er r 0 r ?. Terror bezeichnet das systematische, brutale 
Vorgehen mit dem Ziel, Menschengruppen in Angst und Schrecken zu ver- 
setzen. In Mannheim schlugen kürzlich Polizeihorden einem Demonstranten 
bei einer Häuserräumung mit ihren, fast 1,80 m langen Prögelstangen, beide 
Beine kapatt. It ds el Teer? 


‚er Materie 
befaßt hat. 

Um das Zentrum mit Leben zu 
erfüllen, könnten und sollten im 
Obergeschoß auch ein paar billige 
Wohnungen für wohnungssuchende 


junge Leute eingerichtet werden, 


am besten für Leute, die im einzel. 
nen auch etwas mit den Projekten 
zu tun haben. 

Wenn die Lolakpoltiker zu dem 


schen, was u sagen (weniger poß- 


durch und erlasen neue Demanseratiomngesetze. 
Nur gut, daß sich immer weniger Menschen um die Gesetzie der Hem- 
schenden kummern. de 


kische Anarcho-Blatt über Inpul, 
Postfach 1704, 63 Vetzlar/Lahn. 


Was aber soll aus der Pudding- 
schule werden? Die Stadt lmen- 
lert einerseits, daß. die Renovie 
rungskosten un! der Ausbau zu teu- 
&5 würden. Auf der anderen Seite 
heißt e, daß das Gebäude für Woh- 
nungen schlecht geeignet sei. Beiden 
trifft bedingt zu, beweist aber nur 
(den Mangel an einem alternativen 
Nutzungskonzept seitens der Behör- 
den. 

"Nun gibtesaber in Wetzlar einen 
raten und anerkannten Mangeb an 
Alternativer, selbstverwalteter Kul- 
tur. Einzig das Haus der Jugend, in 
städtischer Regie und mit seinen 
Altbekannten. Konflikten mit der 
Magistratsbürokratie, soll alle_die 


unsere Wirtschaft 


ruinieren... 


Demokratie, ... 


GEGEN FASCHISTISCHEN 
PUTSCH HELFEN NUR 
KÄMPFERISCHE 
ARBEITERI 


Als 1936 Francisco Franco Ba- 
'hamonde und andere Generäle 
ihren Militiraufstand verkände- 
ten, vergingen keine zwei Stun- 
den. und die in der CNT und 
UGT organisierten Arbeiter we- 
ren auf der Straße. Mit Steinen 
und Pistolen, alten Flinten und 


rau direkte aktion wm 
= anerchörryndikalutiche Zeitung — 
Vorne Intatı Fına Adam Untn) 


Es wäre daher sehr sinnvoll, 
wenn sich zunächst einmal alle in- 
teressierten Einzelpersonen, Initia- 
tiven und Gruppen zusammenfi 
den würden um eih gemeinsames 
Konzept zu erstellen. Die Gründung 
eines gemeinnützigen e.V. wäre zu 
überlegen, die dann mit der Stadt 
Nutzungsverhandlungen aufgrund 
konkreter Konzepte anstellt und 

Bevölkerung eingehend infor- 
miert, 

Alle Interessenten sind herzlich 
eingeladen. Kontakt: über den 
Lahn-Dill-Boten, die Galerie-Werk- 
statt oder den Anarchostammtisch 
Dienstags, 21. Uhr im Haus der Ju- 
gend. Pi 


BERICHTE UND INFORMATIONEN UBER: 


wegung schwach und der refor- 
mistische Kurs vorherrschte oder 


keleien 
Frauen 


... und Fer. 
mit unseren 


len! 
anstellen! (Ortsgr. Wetzlar, 24. 2.81) 


Überuns cruumoz gen an SaSS 
SCHWARZEN m re a ee Bann 
Be marine Sgnese mE 


Dat Dede, dan wir fr ein 
pen de Reihen u Ale 


(ehe konghet. Gent“ 
en van Peinden er Freie 
Beten ie Antennen m 
Teer, Gevaliäigkit,chaoe 
819 Zerrung Nnauteien, 


ci (cher 


Areikenn 
Mas 


Unser Zieh ide Vereälie 
ang eier Geschäft, 

den bee Hemenan, eine 
Babreung und nteränidung 


men Ben Fateras 6 

Achtung de Kaplan hawen wol: hang, kommt zurschs darchbeich er 

Si haha ic nie Ond- un me E3 
chf, in dr er einen am Sonnung. den 22.3. Birch. Uhr. ser Bsp tal on. De Ve 

arte. und Ma- weiten sun ich ihm In den Weg. Der 

JIch aben- Beggerfihrer (Nicht Wiek) Art 

einen Giau- wotzdem draufler in iezuer Sekunde, 

nnd jeieras aahbaren r kann einer. der sch vor de Kerten gelegt 

Ane mcngeeint zeiten, fecht absprechen Innen, damit er sch DIENSTAG ee: 

ind unenFensenagen. nicht mehr verein könne]. Die Fir: 7 "Am Dienstag, den 24.3. beginnt die Nas weigert uch. eine Anzeige gegen den 


We un Habe nicht venpen- 
en oder welch, vonder 
Ben benimmne Vodellngen. 
Sarober,win de Gomlichan 
Agent win wi vo vie 
Se ergunert war, dendie 
Aareie ha in anerem ae 


ma wor nämlich micht in der Lage, eine Yrofgarfer Abrläfrme Kar brutalen Fahrer anzunehmen: „Mir and 
sichhaluig begründete, rechtskräftige _ uayan 10 Uhr mir dem Abrißder Häuser 
Kündigung _ vorzubringen. Außerdem Uns B- Als zie Hausbewohner 
fehle die „ZwsckenwemdungsGenahmi- ya 


gung“ „di® man, braucht, wenn man gerade das Treppenhaus der Nr. 4 raus. 9e0 Srplanie Demo 
Wohnraum zerstört um Gewerberaum zu — Krncmsa > 


errichten. Auch die zweite Instanz in 


Si den Kap 
en. chen wir Jemaue 
ven Kommune gegenshet 
nd so jenen vermecbenl 
chen Spteme, wie 3,1. in 


Oreanisatsenen verber- 
200-300 Nirelisder und Syar 
Batnisanten, Schwarze Aalstücher, 


[Anarens Yogsı, Snärun Stürmer, 
[hesina xicoial und Gabriele Bsiinik 


be einer Pre de Sache 
Se Volker Im Antenrant na, 
Wir schen zu Beeiungket. 
Be Pate = im Gegen, I 


delichaein aeg el 
er Befieung an 

Aularng, Ayla und 
te Akne de Une 


mung treten. Mitglieder Mener bei 
Sen oruppen sind auch nahezu aus 


SELSTWERNALTUNG m Av 
Lex euseiLscnArruichmn 


Kontakts: zu Gruppen und Leuten 
aus dem Rhein-Main Gebiet — hier 


gibts auch die AKTION! Hungeratreik Sffentlien 


FRANKFURT - AuchRedaktionssrese 
und Vertrieb: I.FAU/AFF c/o, Postfach 
550455, 6000 Frankfurt/M. 50 
WIESBADEN: Postkgerkari 0 620.324 
6200 Wiesbaden Ahusbenetzung aarfıe Du mitkonment 
HANAU: cp KOZ, FredichEbenAn- 

lage 4, 6450 Hanau 

DIEBURG: c/o Wolfgang Weber, Postfach 
1211, 6110 Dieburg. 

WETZLAR: Helmut Wieworr, Konrad 
Adensuer Promenade 12,6300 Weir 
GIESSEN: Sehine Mir, Mrktutre 2, 
‚6300 Gießen 
LIMBURG: Zur Krekel,Aufdem Hügel 6 
6255.Domberg 4 


Bchaft, in der sich 
(Brundtegendes verändert nat, ze sind 
damen mean Ale Fiteke, Krappa und, 
(ontrixanischen Kapitatz... 


(Der Artizei ist in ser neuen VOLL- 
AUTONON kn 300 Yollsrindir abgedruckt) 


Seit dem 23.3. sollen TEL Meyer, 
Anörens Yogez, Ralf Beinders una 


Hungerstreik 3:3: 
Schauspieı Haus 


besetzt 


Den 

Tag @er bewachen Frau ab. a Hi it ein Trimmerhauten, ei 

Eekehner a Ta um ar endge. eine Aktionen suigen nach hi und. 

En Abriß zu verhindern. Eine wenere Dit Grünen haben sch, mit Hal und 
= . 


fi fa ‚Jerissen werden muß” Am Nachwmitug _ Es wird bekannt, daß die Suatun- 
BERBORN: Sean WO, Posfach 1624 we 
frbom Ben Teetnenhu, nach Demach war. yo ze Fa. Ssmarc eie na 
OFFENBACH: Tucholsky-Buchladen gEnehem) in ie Verkaufäume. Sommer. iierang sch wegen Tinsiesene 
(Vlrich), Mittelees.14, 6050 Offen: Kaası ca Gimer runter und macht zu. yrscn. Körpern acer Sachse. 
(u Segen 18 Uhr: ea wird bekannt. Anl Se yenchgung. sondern mar wgen Dis 
MANNHEIM, SPEYER und einig andere Batoranungemt ce Aiumung des Hau zung. Und auch des an. nachdem de 
Orte sind 2.21. über die Redaktion eereteae IT EST 
te sind 2.21. über nzuer- Se Pohzeakuon meht zu ermaren. Im: nen mare. m am ne 
agent! {mar mehr Menschen versammeln uch un Aalen sah AadE Koma non 
3% Ruine. Bam Auftauchen der ersten fa wlähge. Frage: Wie marc moi 
ll werden Barrikaden erichter. 6: de Sunssummetuchu meaperen. men 
REGIONALES = 
ANARCHO-TREFFEN 


Am 14.381 fand in Hanau ein 
Kennenlerntreffen der Anarcho- 
‚Grupen von Gießen bis Speyerstätt, 
Es wurden einige Punkte andisku- 
dert, jedoch ging die meißte Zeit 
zum Plauschen drauf. Allerdings 
wurde ein neuer Termin vereinbart, 
wo folgendes diskutiert werden soll: 
Widerstandsformen aufgrund von 
Demo-Verboten und Prügel- 
aktionen der Staatsgewalt, 

Die überregional Zeitung “Aktion; 
Die Rhein-Main Föderation, 
Bewriebsarbeit bzw. Perspektiven des 
‚Anarcho-Syndikalismus. 

Wir weffen uns wieder am Samstag, 
165.1981. 

Wenn ihr Interesse habt, wendet 
<uch bitte an die euch am nächsten 
gegelegene Kontaktadresse. 


NEUE ‚SCHWARZE TINTE“ 
ERSCHIENEN 


Das anarchistische Dokumenta- 
onszentrum (ad2) hat im Februar 
ein neues Bulletin SCHWARZE 


Rür ale Defangenen im Nochsiche 
estrakt in Berlin int Sie Site 


5114 vorgenpleit, wihrend den zu 
klantsre wird, Abe bereits gefallen sind, Das 
ho 1den] der "Volkngeneiaschaft! in 


ERSEERGER SE Muettinerelg He Katlnter Der Imperialismus und die Aufgaben des 
BE RER hr Sie rennen Prokarian‘ 
Von Anton Punch 


‚geben ade wögliehkeie, Der Ausbruch den ersten Weltk, 
üche Darut worden zu EEE SEleen Le Jabra 19 LEJand 
an = ‚swei Tatnachen grell belsuchtet: ersten die rienige Kraft des Imps- 
R rialiomus, zweitens die Schwäche des Prolelarials, namentlich seiner 


\ Vorhut und Führerin im Kı der sonia Zt 
Yorkut und, Führerin in Kampfo, der srialdemokratischen Parteien 


eaaliret 
he (politik anvertrauen, um mehr po- Kapitalmamen zu finden. In der 
ANDI Bee nr Reiten ir geld Kaplan 
ar abreh tnee rk. Inge In der hat 
"ea Konnkohchnes zugleich die Anfälz die verschiedenen 
mr die nennufgestingene 
Ban ereleneprin di rtanfe 


itartegie in 


Yind dieses Btroben. 
Alles, was noch a1 
kalor ion unter di 


irgertum vorhanden 
Te 


im Btich el 
wie in Frankreich und in Deutschland schmolz die alte bürgerliche 


0 ‘ ition 
a Ami 
Kay ee een In u Iarrakk 


[oh nur hiatoriach 
Yich die Machtetruktur den !i 

Suchen, sondern zugleich 
Parteidn sufnehaen, dia 
Eresung der Arbeiter in 
eingetreten waren. 


Hrofektgrunpe Hit, Berlin 
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Die Beteiligung an den Wahlen für das 


Parlament. 
Von Paul Friedländer. 
% 

Die Beteiligung der Kommunistischen Partei Deutsch- 
lands an den Wahlen für den Reichstag hat die Aufmerk- 
samkeit der kommunistischen Arbeiterschaft für diese stets 
lebendige Frage der revolutionären Taktik in erhöhtem Maße 
wachgerufen. Nun ist soeben eine Flugschrift der kommunisti- 
‚schen Partei Deutschösterreieh erschienen, betitelt „Die Kommu- 
nistische Partei und. der Parlamentarismus“, die zur Wahl- 
beteiligung der deutschen Kommunisıen in cffenem ‚schärfstem 
'Widerspruche steht, indem sie in die allgemeine Erklärung 
ausmündet: „Jede gültige Stimme zu parlamentarischen Wahlen 
bedeutet ein Bekenntnis zum kapitalistischen Staatel Jede 

roletarische Stimmenthaltung bedeutet ein Bekenntnis zur 
iktatur der Arbeiterklasse" und daher die Parole ausgibt- 
„Keine Stimme und keinen Heller den parlamentarischen 
Wahlen!!“ Diese einfache Formel soll wohl dem Zweck der 
Flugschrift entsprechen, die sich an „das klassenbewußte 
Proletaeiat“ wendet, um seinem Klassenbewußtsein ein be- 
stimmtes Gepräge zu geben. Im übrigen aber bedeutet sie 
entschieden einen Rückschritt gegenüber dem, was sowohl in 
der Stellung des Problems als auch in seiner Beantwortung 
bisher erreicht wurde,‘) In einem Punkte stimmen nämlich 
alle Kommunisten überein, Lenin, Radek, Bela Kun, das Beı T 
und das (bereits aufgelöste) Amsterdamer Bureau der 3. Inter- 
nationale, daß ‚nämlich die Frage der Bejahung oder Ver- 
neinung des Parlamentarismus zu trennen ist von der Frage 
der Wahlbeteiligung oder Wahlenthaltung bei den Parlaments- 
wahlen, daß jene Frage eine prinzipielle ist, und zwar 
‚eine prinzipiell gegen den Parlamentarismus und für die 


") Genosse Friedländer hat unserer Ansicht nach mit seiner Kritik 
des Flugblattes nicht recht. 

‚Erstens beurteilt das Flugblatt die Frage des Parlamentarismus. 
ron den Verhältnissen jenes Landes aus, für das es bestimmt ist: für 
Deutschösterreich. 

Zweitens wird in dem Flugblatte der Perlamentarlamis nich 
‚Soktrinär, um jeden Preis abgelehnt, was, folgende Stelle beweist 
Solange Arbeiterräte oder sonstige Möglichkeite: 
revolutlonärer proletarischer Betätigung bestehen 
bedurfen wir der pariamentarischen Tribüne nic 
(Flugblatt S, 87, im I fett gedruckt.) 

Erst nach der Darstellung der Verhältnisse in Deutsch-, 
Ssterfeich heißt es am Ende des Flugblattes: 

„Jedegültige Stimme in parlamentarischen Wahr 
m Bedeutet ein Bekenntnis zum kapitallstisch 
16% (Flugblatt S, 9, Im Original fett gedruckt.) 


ie 
st 
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oroletarische Diktatur in Form des Räte|ystems entschiedene 
(und also gar keine Frage mehr),  ährend die andere Frage 
eine taktische ist, und zwar, wie das im Wesen einer 
taktischen Frage liegt, eine jeweilig entsprechend den gegebenen 
Verhältnissen eines Abstimmungsgebieteszu entscheidende 
und also eine stets von neuem gegebene Frage. 

Die von der Kommunistischen Partei Deutschösterreichs 
herausgegebene Flugschrift wirkt zwar teilweise vortrefflich, 
durch ihre schlichte und klare iüberstellung des 
Parlamentarismus einerseits und des prolelarischen Rätesystems 
andererseits, wirkt aber schließlich verwirrend dadurch, daß 
sie die. Zustimmung zum Parlamentarismus mit der Wahl- 
beteiligung bei den Wahlen in einen Topf wirft und in ein 
und denselben prinzipiellen Brei verrührt. Dies heißt: sich 
die Sachen zu leicht machen; dies heißt: den gordischen 
Knoten der Wahibeteiligungsfrage weder lüsen noch zerhauen, 
sondern ihn einfach nicht bemerken. Dadurch ist man aber 
soweit wie bisher, ja nicht einmal soweit wie bisher. 

Darum soll in diesem Artikel das Problem der Beteili- 
gung an den Parlamentswahlen neuerlich behandelt werden, 
'edoch lediglich das Problem der Beteiligung an den Wah- 
len. Ausgeschaltet — und einer späteren Untersuchung vor- 
behalten — bleibt das Problem der Beteiligung am Parlament 
selbst, an seinen Plenaıyersammlungen wie an seinen Aus- 
schüssen. Außer Diskussion, weil durchaus entschieden, steht 
die Frage des Parlamentarismus. Die kommunistische Partei 
(und gegenwärtig wohl auch ein großer Teil der Mitglieder der 
Unabhängigen sozialdemokratischen Partei Deutschlands, ia, 
sogar der linke Flügel der Linken der sozialdemokratischen 
Partei Oesterreichs — von manchen anderen Ländeın gar 
aicht zu reden —) verwirft im A-B-C ihrer Grundsätze den 
Parlamentarismus zugunsten des Rälesystems. Im Rahmen 
dieser Zeitschrift darf daher nicht der Kniff angewendet werden, 
der ja sonst im politischen Kampf dem kniffigen Gegner 
gegenüber durchaus erlaubt ist, denjenigen, der lür die Wahlen zur 
Nationalversammlung eintritt, eintach als „Parlamentarier“ ab- 
zutun, als einen, der sich für die parlamentarischen Schwatz- 
‚buden in Staat, Land und Gemeinde ausspricht, sondern es soll 
hier deutlich unterschieden werden zwischen der Anerkennung 
des demokratischen Parlamentarismus und der Beleiligung an 
den parlamentarischen Wahlen. Es soll nur davon die 
sein, wie sich der überzeugte Antiparlamen- 
tarier zur Frage der Wahlbeteiligung ver- 
halten soll. 

1. 


Es wird also von der Voraussetzung ausgegangen, daß 
das Parlment 'ein Uebel it, der Uebel größtes Sellicht, 
daß es das Werkzeug der Diktatur der kapitalistischen 
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Klasse ist, auch dort, wo es keine solch schroffe Klassen- 
ion, wie gegenwärtig. in Ungarn, sondern wo es eine 
denokraliche Meltuten st, wie fegemeätg in, Deren 
land. oder in Oesterreich oder in Malen. Es wird von der 
Vorausseizung ausgegangen, daß auf die Schwächung und 
‚Abschaffung des Parlaments mit allen Mitteln und Kräften 
‚des organisierten proletarischen Klassenkampfes hinzuart 
ist. ‚Daraus ergibt sich, daß die Wahlbeteil Rs er 
‚enthaltung des revolutionären Proletariats nur eines der vielen 
‚Mittel — und gewiß nicht das ‚hauptsächliche und ‚entscheidende 


in der Voraussetzung, daß die kapitalistische 
Orcnng auf der ganzen Welt aus den Fugen geraten, as 
sie in ihre katastrophale Krise eingetreten ie, und daß, infolge 
der kevolufionren Oiaton in den meisten taten und infolge 
Stellung der Arbeiterklasse — 
ee madie oe Minorlät des Volkes" Dilden — die Aufichtung 
der Diktatur des Prolearats zur ‚Grundlegung der sozialistischen 
reifbar 1e gerückt ist, 
NE Er zwei Jahrzehnten war der Ruf nach dem alge- 
meinen, gleichen ünd geheimen Wahlrecht für Gas Pärlaten = 
(retun; m 
Berge Fardrunge Pr Damals war die Ablehnung 


1archistischen Gruppen 
ein Ausfluß der Unfähigkeit, für das 


In richtigen, sogar prophelischen Einschätzung des 
Parfanfenis enisprüngen sein, "Heute liegen die Dinge andere 
Heute ist das Parlament, insbesondere das „demokratische, 
zum ärgsten Hindernis einer Politik geworden, die im ee 
der Arbeiterschaft und des Soziallamus zu beheiben ist, Heute 

it eg — womöglich auch durch Wahlent 

lung > das arlament aus dem Wege zu räumen. 
Es wurde : wor lic tun ae ALLICRT In 

ı* liegt das ganze imnis. 

en Bemfdenie a ‚schlechthin durch Wahlenthaltung 
(wie dies die erwähnte Flugschrift verkündet). Denn es ist ganz 
Kir ‚daß in den meisten Ländern, in.denen der revolutionäre 
Umsturz nicht unmittelbar auf der Tagesordnung steht, wie in 
den Ländern des westlichen Kapitalismus, in Amerika, in Eng- 
land, in Frankreich, jede aa sozialistische Stimme zu par- 
lamentarischen Wahlen nicht ein Bekenntnis zum ‚kapitalistischen 
Staate bedeutet, sondern vielmehr ein Bekenntnis gegen den 
a Bone Gad sie nicht ein Hintertrelben, sondern 
ein Weitertreiben der revolutionären Situation ist. Es ist ferner 
Klar, daß in einigen andern Ländern, die in höherem Made zum 
revolutionären Umsturz reif sind, als die erwähnten westlichen 
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Länder; die Stimmenabgabe in beträchtlichem Maße ein Be- 
kenntnis zur Diktatur der Arbeiterklasse, eine Bedrohung des 
Parlaments ist, wie in Jugoslawien, in Bulgarien, in Ialien, 
vielleicht auch in Deutschland (seitens der U. S. P.-Anhänger), 
daß hierdurch zur Verschärfung und Klarstellung der Klassen- 
gegensätze und damit der bestehenden Krise beigetragen, daß 
also das Parlament als gesetzgebendes Organ in’seiner Auto- 
rität und Wirkungsfähigkeit nicht gestärkt, sondern geschwächt 

Die Parole der Wahlenthaltung ist einfach in den meisten 
Ländern weder mit der objektiven politischen und wirtschaftlichen 
Lage, noch mit der subjektiven Reife der Arbeiterklasse in Ein- 
klang zu bringen, 

Ein doktrinärer Grundsatz, sel es der Wahlbeteiligung, 
sei es der Wahlenthaltung, würde also nur ein Beweis politischer 
Unfähigkeit und sogar revolutionärer — Passivität sein. Der 
allgemeine Grundsatz der Wahlbeteiligung kann nur 
verfochten werden in Verkennung der revolutionären Situation 
auf der Welt, der allgemeine Grundsatz der Wahlenthal- 
tung kann nur verfoehten werden In Verkennung der — gegen- 
revolutiontiren Faktoren auf der Welt, Das Parlament wegleugnen 
heißt nicht es, wegschaffen, Und doktrinär sein ist nicht gleich- 
bedeutend mit revolutionär sein. 

Somit kann kein Zweifel bestehen, Usb die Frage der 
Wahlbeeiigung oder Wahlenthaltung eine rein akische Frage 
ist (unter vielen andern taktischen Fragen). Es kommt nur darauf 

, gewisse Richtlinien zur. Lösung” dieser taktischen Frage 
aufzuzeichnen. 5 


Für den, Antiparlamentarier hat die Taktik der Wahlent- 
haltung vor der Taktik. der Wahlbeteiligung, einen unleugbaren 
mächtigen Vorzug voraus, der gar nicht überschäzt Werden 
kann: Die Wahlenthaltung it geeignet, bei der Arbeiterschaft 
keinerlei Mißverständnis über die Ablehnung und Bekämpfung 


des Parlaments aukommen zu lassen. Den bei der Wahl- 


licher, seien sie proletarischer Herkunft, auf die nachdrücklichste 
und einschneidendste Methode kundgegeben. Der Einwand, daß 
Wahlenthaltung auch die Parole einer demokratischen Partei 
sein kann, wie.dıes z. B. das Vorgehen der ungarischen sozial. 
‚demokratischen Partei unter dem Horthyregime beweist, ist 
natürlich hinfällig, weil diese Wahlenthaltung nur der Protest 
gegen die Behinderung. der Wahlbeteiligung und Wahlbewegung 

ier Arbeiterschaft durch die reaktionären Machthaber war. 
Unsere Erwägungen aber gelten unter der Voraussetzung des 
allgerreinen gleichen Wahlrechts, der vollen Demokratie in dem 
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‚(Ebenso \ 
Sermanzie 


steis mit einer Gefahr verbunden, als die Arbeiter 
häufig genug und Parlameı be-- 
tung voneinander unter. 


» scheiden, sondern für ein und dasselbe halten. Immerhin hat 
sich in weiten Kreisen der Arbeiterschaft das klare Bewußtsein 


stische Wirtsc! bejaht, wenn man in einem kapitali- 
stischen Betrieb ist. Infolge der bestimmten, 
"Verhältnisse kann man sein, ins Parlament zu gehen, mit 
der Losung auf den E mit dem Parlament, so wie 
man in der kapi Wirtschaftsordnung sich als Aus- 
‚gebeuteter (ja sogar als Ausbeuter) ins 


aber ist die Parole der Wahlenthaltung un-“ 
eine aufklärende und 


‚kommunistische Partei die Wahlenthaltung als das geeignete 
Haktische Mittelzur desjParlamentarismus, zugleich 


Die echte :nde Darstellung kann nicht als erschöpfend 


Mehr kann. sie in diesem Falle nicht 


Falle kann die Wäahlenthaltung nicht als“ Parlaments- 
boykott bezeichnet: werden, auch nicht als Versuch eines 
solchen Boy ko tts. Denn zum Boykottieren ist Macht not- 


ts. 
wendig. Der Boykott beurteilt sich nicht nach dem Willen, 


Vor sinundenhalb Jahen haben sowohl der Spartakuebund 
in Deutschland als auch die kommunistische Partei Deutsch- 
Österreichs — als schwache und für die Gestaltung der 
politischen Machtverhältnisse keineswegs bedeutsame Parteien 
— ihrer prinzipiellen Ablehnung der Bourgeoisiedemokratie 
und ihres Parlamentarismus (im Rechtsstante der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung) durch die Parole der Wahlenthaltung 
den richtigen taktischen Ausdruck gegeben. Erleichtert wurde 
ihnen dieser Entschluß durch dje besonders kritische Situation 
in diesen Ländern, welche die: Aussicht auf einen baldigen 
revolutionären Umsturz offen ließ. 
Das_ taktische Mittel der Wahlenthaltung seitens der 
K.P. wäre wohl auch bei den letzten Wahlen für den deutschen 
Reichstag, die vor kurzem stattgefunden haben, am Platze 
zewesen. Diese Ueberzeugung bräuchte nicht auf Grund des 
/ahlergebnisses entstehen, — nachher ist es billig, taktisch 
weise zu sein — sondern sie mußte auch bereits vorher fest- 
stehen. Denn die Kommunistische Partei Deutschlands, die aus 
verschiedenen Gründen nicht gedeihen konnte — vor allem 
ist es schwer, im Schatten der Unabhängigen sozialdemo- 
kıatie Deutschlands kräftig zu wachsen — halte von 
vornherein nur sehr geringe Aussichten auf Mandatsbesetzungen, 
jedenfalls so geringe, daß sie für die Gestaltung der politischen 
Machtyerhältnisse in der gesetzgebenden Körperschaft nicht in 
Betracht gekommen wären. Dies hat sich auch bestätigt. Es 
wäre selbst dann richtig, wenn auf Grund der abgegebenen 
Stimmen nicht zwei, sondern acht Kommunisten als Abgeord- 
nete aus der Wahl hervorgegangen wären. Auch dies ist noch 
immer nicht viel mehr als > Prozent aller Proletariervertreter 
(wabei ich allerdings annehine, daB für die Mehrheitssozialisten 
hauptsächlich Prolelarier gestimmt haben). Diesem verschwin- 
denden Vorteil steht gegenüber der große Nachteil, daß es die 
kommunistische Partei in diesem Falle, wo sie gegen die 
Stärkung des Parlaments und der Reaktion im Parlament nichts. 
Bemerkenswertes leisten konnte, nicht vermocht hat, ihrer 
Opposition gegen die Bourgeoisiedemokratie den schärfsten 
Ausdruck zu geben, vor allem aber nicht, sich von der Unab- 
hängigen sozialdemokratischen Partei Deutschlands klar und 
deutlich abzugrenzen, worauf es besonders angekommen wäre. 
In diesem Falle, wo bloß zu propagieren und zu werben war, 
wäre eine energische Kampagne für die Wahlenthaltung das 
Beste gewesen. Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei betont, 
daß die Proklamation der Wahlenthaltung seitens der „kommu- 
nistischen Arbeiterpartei Deutschlands“, die nicht aus 
politischen Erwägungen, sondern aus grundsätzlichem Dok- 
{rinariemus Aeraus geschehen ist (iehe den Programmentwurf 
der K.A. P. D,, veröffentlicht in der „Aktion“, Heft 23/24 des 
X. Jahırganges, S. 314), nur zufälli’g mit dem unter diesen 
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Umständen taktisch Richtigen übereinstimmt, jedoch ihrem 
Ursprung und ihrem Geiste nach entschieden abzuweisen ist. 
Eine weitere Situation, die einer kommunistischen Partei 
unter allen Umständen die Wahlenthaltung aufdrängt, ist 
eine offenbar revolutionäre Situation in dem 
„betreffenden Abstimmungsgebiet. In diesem Fall 
kann die Wahlenthaltung die Lage so verschärfen, daß sie 
zum Entscheidungskampf treibt. Sie kann ein Dolchstoß durch 
das Herz_ der Bourgeolsiedemökralie_ sein. (Dies wäre gegen 
Wartig vieleicht der Fall in Polen.) Eine revolallo 
Situation war vor einundeinhalb Jahren in den Staaten der 
"Besiegten®, vor allem. in Deutschland und Oesterreich, gegeben. 
‚Nur daß die kommunistischen Partelen dortseibst ohnmächtig 
yaren. Darum, war die Wahlenthaltung ihrer Anhänger ohne 
Wirkung. je mächtiger aber in solch einer Lage eine kommu- 
Matsch Part It, Pumsomehr jt sie fähig, umsomehr ist sie 
verpflichtet, den aktiven Parlamentsboykott bei 
‚den Wahlen in größtmöglichem Maße durchzuführen, in dem 
Sinne, wie ihn B— K— im Heft 18 des „Kommunismus® in 
dem Artikel „Die Durchführung des Parlamentsboykotts® vor- 
züglich und, meines Wissens nach, erstmalig dargestellt hat, 
. 540-555.) 
Saint auch eine kommunistische Pate eines Landes, 
das sich in einer Lage befindet, die zwar nicht revolutionär 
ist, die aber eine sichere Voraussicht auf eine revolutionäre 
Entwicklung in der nahen Zukunft gibt, durchaus im Recht, 
die Wahlenthaltung bei den Parlamentswahlen durchzuführer 
auch auf die Gefahr hin, vorübergehend und bio 
scheinbar die Reaktion zu stärken, letzten Endes aber, um die 
Entlarvung der tatsächlichen Gegensätze und die Auslösung 
der Entscheldungskämpfe um die Diktalur des Proletariats, 
um die Abschaffung des kapitalistischen Klassenstaates zu 
bewerkstelligen. 
Damit” wären Richtlinien entworfen, die für die Takli 
der Wahlenthaltung bestimmend sein sollten. 


ıv. 
Während die Wahlenthaltung eine einfache und offen- 
bare Demonstration gegen die bfrgeliche Demokratie und 
ihren Parlamentarismus ist, ist die Wahlbeteiligung keine solche 
unzweideutige feindliche Haltung. Denn, sollte man 
meinen, sie ist und bleibt doch immertiin eine Art Aufrecht- 
erhaltung des Parlaments. Diese populäre Auffassung is 
TEE worden. 


‚denen der Parlamentarismus moch nicht abgebrochen wesden 
kann, weil die Verhältnisse noch nicht zum Umsturz reif sind. 
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In der gegenwärtigen Epoche der katastrophalen Krise des 
Kapitalismus auf der ganzen Welt ist unter diesen Umständen 
für jeden zielbewußten und gebildeten proletarischen Klasseı 
kampier die Notwendigkeit gegeben, den, bürgerlichen Parla- 
mentarismus, die höchste Form des kapitalistischen Klassen- 
staates, geradezu wreibhausmäßig auf die Spitze zu treiben, 
um seine ölige Unfähigkeit darzulegen, in der gegenwärtigen 
entscheidungsreifen Epoche für die Arbeiterschaft die Ent- 
scheidung zu bringen. In der gegenwärtigen Zeit kann eine 
'kommunistische Partei nur ein Interesse häben: die Bourgeoisie 
in die Sackgasse zu jagen, ihr das Regierungsgeschäft im 
bürgerlichen Staat unter den wärtigen zerrütteten poli- 
ischen und wirtschaftlichen Verhältnissen zu überantworten 
und sie gleichzeitig möglichst zu schwächen, ihr möglichst viel 
Unterstützung dureh die „Bevölkerung“ des Landes zu ent 
ien. 

Ti it Kar, daß hierdurch die Frage der Wahlbeteiligung 
oder Wahlenthaltung ein anderes Gesicht bekommt, Um kein. 
Mißverständnis aufkommen zu lassen, sei nochmals betont, 
Sub, Wahlbelelgung keineswegs berits Palamentseteligu 

schweige „positive“ Mitarbeit im Parlament bedeutet. (Ueber 
iese Frage ein andermal; auch ich bei der Meinung. die in 
der zitierten Flugschrift der Kommunistischen Partei Deutsch- 
Österreichs zum Ausdruck kommt, daß das Parlament nicht 
einmal als „Tribüner, geschweige denn als Boden zur Aus- 
tragung des’Klassenkampfes in Betracht kommt.) Wenn also 
einerseits in einem bestimmten Lande eine revolutionäre Ent- 
wicklung noch nicht zur Reife gedichen, noch nicht ausge- 
tragen ist (beispielsweise Italien), andererseits in einem be- 
stimmten Lande reaktionäre Strömungen in immer ge- 
steigertem Maße auftauchen und die Tendenz zu einer weiteren 
reaktionären Entwicklung in dem betreffenden Lande 
gegeben ist, dann, Wird auch für eine kommunisische Partei 
ie Frage der Wahlbeteiligung brennend. Für den Fall natürlich 
nur, daß die kommunistische Partei so stark und so bedeutend 
ist," um für die Herausbildung und Herauskristalliserung der 
politischen Machtverhältnisse ernstlich in Befracht zu 
kommen. Eine Wahlenthaltung unter diesen erwähnten U: 
ständen würde nur das Gegenteil dessen erzielen, was sie: 
beabsichtigt. Sie würde nämlich tatsächlich nur zu einer 
Verschleierung der Klassengegensätze, zu einer ungebühr- 
lichen Stärkung der Bourgeoisie, vor allem aber zu einer 
Stärkung der parlamentarische Reaktion führen, also 
auch zu einer Vertüschung der Klassendiktatur der kapitalisti- 
schen Klasse beitragen. Dies in einem Zeitpunkte, in dem, wie 
gesagt, das Proletariat, sei es infolge der Unreife der Verhält- 
nisse im betreffenden Staat, sei es infolge eigener Unreife, nicht 
in der Lage ist, zu entscheidenden Schlägen auszuholen. Für 
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eine kommunistische Paı Gestaltung der politi- 


schen Kräfte gibt es da nur eine 
Taktik: Schw: isie, Schwächu 

Schwächung en Pa 5 eine Ua Je 
stärker eine antipar) i ist, umso ri 
die Gefal MM Wahibeteiigung 


„ Mlusion befangen wird,, es handle sich um ein Einlielen IK 
das Parlament und nicht um einen Kampf gegen das Par 
lament, 

Keine kommunistische Partei kann die Verantwortung auf 

sich nchmen, die Reaktion für die Dauer zu stärkene Es 
gibt Situationen in der revolut.onären Entwicklung eines Landes, 
Ws die Wahlbeteiligung proletarischer Parteien ist 
welch lamentarismus stärkt, ja, sogar 
yieder auf die Beine bringt, wie dics die sozlaldemiokrat 
Oesterreichs durch ihre Beeili 
aeaaen Wahlen in, die konstitulerend> Nationalversammlung 

Alan haben. Es kann. umgekehrt Situationen geben, wo die 
‚ahlenthaltung analog wirkt. In einem Lande, in dem die 

reaktionären Gruppen Tag für Tag an realen Machtmiteln 

gewinnen (durch Bewaffnung ihrer Anhänger u, dgl), in dem 
über diese reaktionären Gruppen gleichzeiig doch. nur das 

Interesse haben, auf demokrat 

Gewalt auszuüben, gilt es, ihrer parlamentarischen Reakıtee 

Aobruch fun, nicht aber ihr Vorschub leisten. Da gilt eo, die 

Reaktion zueinem offenen diktatorischen Vorgehen zu Bringen, urn 

Se yor der Arbeiterschaft zu entlarven und ihr gewallsamen 

Widerstand entgegenseizen zu können. Eine Wahlenthaltun 

wird unter solchen Umständen die Klassengegensätze mes 

‚schleiern und die Machtausübung der Bourgeolsie begünstigen, 


indem sie ihrer Geset die demokratische Weihe er- 
möglicht, In einem Lande beisplelsweise, das in san tionärer 
Entwicklung begriffen und in dem eine kommunistische Parker 


bedeutet eine wirklich dur Wahlenthaltung eine 
yierzigprozenlige Stärkung der reaktionären Bourgeoise ung 
zugleich eine vierzigprozentige Stärkung des Parlamentare 
(waß,, Unter diesen Umständen ist Wahlbeteiligung geboten 
(wobet et, ‚die Parlamentsbeteiligung dahingestef. sein ame). 

Einwand, eine solche Auffassung sei kleinbtrgerlich, 
yadl sie nur durch ’die Betrachtung des Zustandes Im eigenen 
Lande, und da sogar durch die Bet 
Hiehen Zustandes eingegeben sei, nicht aber dureh ale Bez 


und nung der revolutionären Entwicklung auf d.r ganzın Weit 
und durci 


86 


ii ‚des Vor- 
Wahlenthaltung ja gerade im Lichte 
Waraeißene der reolalonkren Enfricktung, Bevichungsweise 
Be a ae 
, il auch bemerl 7 
a ee naden iekarären We die Wen: 
enthaltung das geeignetere taktische et Ming 
il ‚die reaktionäre Strömung keine 
echender sondetn eine see Is, mit ale Entschiedenheit die 
fassung. hier zurückgewiesen werden muß, daß ein Poli- 
De ea a Da nee das gehe 
fördern f. 
BmeadSmardtsche Fahrwasser, In dem so manche Sn 
‚demokraten suabrend, Er nn ha 
er Y h 
Lage des Kaplalemus vera ir, Ein angeln „mass 
scher“ Fatalismus, welcher die Rea De en 
ıden Revolution willen, ist keine erns 2 
Ai Have hsorisch-meteriiische ‚Theorie. — der Wahl 
Diese Andeutungen, um den gordischen Ba Nur 
enthaltung und Wahlbeteiligung Auflögen oder auch nur zer 
an dem Beispiel Deufschöiertiche leer und ausgedentet 
ter 
Er u en eleehzeiie die N en 
Gegenüberstellung Von Arbeiterrat einen % 
beilging Tür das Pärläment anderenele zu Derptechen“) 
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Revolutionärer Parlamentarismus. 
LR 

‚Der zweite Kongreß der Dritten kommunistischen Internationa 
hat über die Frage des Parlamentarismus entschieden. und die Rolle d 
bürgerlichen. Parlaments im. revolutionären Kampf des Proletariats g 
wertet. Er hat die Richtlinien festgelegt, nach denen gehandelt werde 
muß, um den parlamentarische Kampf des Proletariats aus dem Sumy 
ET mus und aus der Niedortracht der bürgerlichen Korruptioi 
wohin die bisherigen Arbeiterführer ihn geaecrt haben, herauszuhebe 
und zu einer wirksamen Waffe des Proletariats neben andern gegen & 
Bourgeoisie zu gestalten. 
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Gelingt cs den kommunistischen Sektionen dar einzelnen Länder,. 
diese Richtlinien einzuhalten, a0 wird auch aus dem bürguelichen Pazlament- 


in den verschiedenen Räten (Betrieberäten, Arbeiterräten usw.), Fabriken, 
‚auf der Straße, in den Gewerkschaften usw, gleichzeitig geführt wird, bis 
alle dies Kampfhandlungen, in dem bewaffneten Aufstand zunammen-. 
gefaßt, in die revolutionäre Erhebung des Proletariata ausmünden. Bo ist, 


tarimus sagt: „Jeder kommunistische Abgeordnete den Parlamente muß 
dessen eingedenk sein, daß or kein Gesctzgober ist, der mit anderen Gosotz- 
geben eine Verständigung sucht, sondern ein Agitator der Partei, der ins 
feindliche Lager entsandt. ist, um dort Parteibeschlüsse durchzuführen.“ 
Das Parlament darf nichts anders als „sine Tribüne, ein. Werkzeug des 
revolutionären Kampfes, ein Mittel zur Organination der werktätigen Massen 
zu ihrer Vorbereitung für den bowaffnoten Kampf zwischen Ausboutern 
und Ausgebeuteten“ sein. Die kommunistischen Abgeordneten, münsen 
im bürgerlichen Parlament „Skandale hervorrufen und die Parlaments- 
ordnung vorlotzen, sich verhaften und den Gerichten überlisfern Iaasen, 
ihre Immunität im vollen Maßo aumützen sur Agitation und Propaganda 
und zur Organisation der Arbeiter für dio direkte Aktion“. Das Ziel ist die 
Entlarvung des Parlaments, und zwar (Abschnitt 11): „Die kommunistischen 
Abgeordneten müssen die Parlamentatribüne zur Entlarvung nicht. nur der 
Bourgeoisio und ihrer offenen Handlanger, sondern auch zur Entlarvung 
‚der Bozialpatrioten, Reformisten, der Halbheit dor Politiker des ‚Zentrums“ 
und andern Gegnern des Kommunismus und zur breiten Propaganda der 
Ideen der III. Intienstionalo aumützen.“ 

Leitsitzs allein sind noch keine Gewähr ihrer Hinhaltung. Das 
schönste und revolutionämste Programm kann zu Schanden werden, wenn der 
erreichte Grad den Klawenkampfes oder aber der entachloasene Wille zu 
neiner Durchführung fehlt. „Der Parlamentariamun int ein gefährlicher 
Boden" — anerkennen auch die Leitsätze, Auf diesem „gefährlichen Boden‘ 
wurde dan Proletariat schon so manchmal botrogen, gefoppt und verraten, 
was wird geschehen, wenn der Beschluß der TIL. Internationale verwirklicht, 
zu werden versucht wird? Wo ist die Gewähr, dan der Beschluß nicht: 
Beschluß bleibt und trotz allem der Paplamentarismus seine korrumpierende, 
yorflucht verhängnisvolle Wirkung auf die proletarischen Führer ausübt ? 
Diese Führer sind Monschen, nach den Leitsätzen sollen sie einfache Ar- 
beiter ein — einfache Arbeiter sind ebenso korrampierbar wie Intellektuelle 
und geriobene Gewerkschaftaführer. 

‚Die Theorie gibt auf diese Frage Antwort. Und indem die Leitsätze 
diesen Gefahren institutionell vorbeugen, wird die Gelahr etwas vermin- 
dert. Die Führung und die Kontrolle über die parlamentarische Fraktion hat 
‚die Partei in der Hand, die parlamentarische Vertreter können abbo- 
rufen werden usw. Die Thoorio muß sich aber in der Praxis bewähren, um 
allen Gegnern den Parlamentarismus innerhalb des. revolutionär-prole- 
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der 

Der erste praktische Beweis der Richtigkeit der Auffamung der 
TIL. Internationale liefert nun der Ausgang der Wahlen zum sächsischen 
Landtag. Es wurden dort 49 Mehrheitosialisten, 


Term. oder Klsenkanpf mndgalig 
Bnikrekasen behnuptr id, Jan wäre die Pic der Kommunen, 
in eino sorialistische Regierung ohne einzutreten, klar. Nun ist 
das Parlament in der heutigen Krise der 

einmal dns wichtigste Termin, wo die Frage der Revolution und Gegen- 
Tovolution entschieden wird. Die Kommunisten gehen nicht ins Parlament, 
um dort für dio Arbeiter Reformen zu erwirken, nicht weil sie den parla- 


öden Landes selbst darüber zu bestimmen, welche Taktik 
Wendungen des parlamentarischen Kampfes befolgen. 


Taktik wird natürlich immer davon abhängen, weiches Si. 


land aufs äußerste gespannt. Die wirtschaftliche Not der Massen, die Ar- 
beitelosigkeit, die Wohnungmnot, die Lebenmittelnot wuchsen im Uner- 
hörte, die Kapitalisten schließen die Werke oder verkürzen die Arbeit 
3, Aanik Ass Prolterat dureh den Hunger zum Oshoram gerwangen 
werde, dio gegenrevolutionären der Bourgeoisio warten, bis. 
zuden Zähnen bewaffnet, auf den günstigen Moment, in welchem sio gegen 
das Proletariat losschlagen können; die besten und mutigsten Prolotarier 
schmachten im Gelängais — in dieser Lago mübte eins jede proletarische. 
Parfei.cn ala ihre dringendste Aufgabe erachten, die Massen auf die unaus- 
weichbare Revolution je besser vorzubereiten. Sachsen ist der industriell 
m meisten entwickeltste Teil Deutschlands. Eine Stadt folgt der anderen, 
Sachsen ist in Europa am dichtesten bewohnt. Es ist natürlich, daD das 
‚sächsische. Prolttariat durch die kapitalistische Krise und durch die Not 
der kapitalistischen Sabotage noch mehr leidet als das übrige deutsche 
Proletarint, Die Klassengegonsätze, dis im ganzen Reiche überaus scharf 
ind, gewnnen hier eine noch schärfere Form: Bourgeoisio und Proletarint. 
stehen Augs in Auge einander gegenüber, 

Die Bourgsoisie steht in der Orgesch und in anderen gegenrevoht- 
tionären Orgunisstionen zum Kampf gerüstet. Das Proletariat aber 
durch die Soriaklomokraten beider Richtung n wehrlos der Bourgeoisio aus- 
geliefert, Sie tun nicht nur nichts zur Linderung der Not der arbeitenden 
Klassen, sie verhindern nicht nur die Bowaffnung des Prolotarints, sie ver- 
hindern auch die Entwafinung der gegenrevolutionären Organisationen der 
Bourgeoisie. 


Bo gab der Ausgang der Wahlen den sächsischen komihunistischen 
2 itglidern eine gänstige Gelegenheit, im Interesse des säch- 
sischen, ja des ganzen deutschen Prolstariats eine wichtige revolutionäre 
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Arbeit zu verrichten, "Ds.chne-ihre Unterstützung oder wenigstens ine 
Duldung keine „sozialistische“ Regierung gebildet werden kann, konnteh 
sis gewinne Bedingungen aufstellen, die.der Revolution des Proletariata 


ördernd sein können und olıne die sie der. „sozisldemokratischen‘‘ Bar 


ierungsbildung ihre Unterstützung versagen können. h 
Eins kommunistische Partei kann natürlich in keiner Regierung 
Platz’nehmen, die auf dom Boden der bürgerlichen Demokratie staht und 


mit dem bürgerlichen Parlamente „regiert“. Eine kommunistische Partei, . 


die die Errichtung der Diktatur des Proletariata anstrebt, kann unter keinen 
Bedingungen an einer bürgerlichen Regierung teilnchmen. Sic kann aber, 
ine bürgerliche Regierung — und eine „sozieldemokratische“ Begierung. 
ist auch eine polche — dazu zwingen, gewisse Hindernisse. aüs: dem ‚Wege 
der proletarischen Revolution. zu entfernen. Bine bürgerliche Regierung, 
such wenn. sie sich sozialdemokrafisch nennt, bedeutet immer, daß;die 
Macht in den Händen der Bourgeoisie ist, Solang» die Bourgsoisie nichf,im. 
Klassenkampfe-niedergurungen ist oder ‚aber eine Regierung nicht; diese 
Niederringung sich zum Zuelo setzt, bleibt sie eine bürgerliche Regierung, 
wenn auch Hilferding ihr Finanzminister oder. Dittınann ihr ‚Arbeite- 
minister ist. Eine proletarische Regierung hingegen ist nur cine solche, 
die die Macht des Proletarints verwirklicht, Diese kann nur durch dio Dik- 
tatur des Proletariats und durch die Räte verwirklicht werden. Dann ist sie 
aber keine Regierung, die aus Ministern besteht, sondern,ein Rat, der aus 
Volkskommissären besteht. ‚Nicht auf die Namen „Minister“ und „Volks, 
kompaissär“ kommt cs an,.dieso Namen verkünden aber das Wesen. einer 
jeden Regierung, Diktatur der Bourgeoisie oder Diktatur des Proletariats: 
ine Regierung kann nur eino der beiden Möglichkeiten vollzichen. Es ist 
natürlich, daß die eächsihchen Kommunisten von vornherein den von den 
„Sozialdemokraten“ ihnen zugemuteten Gedanken zurückweisen mußten, 
in eine Konlitionsregierung mit ihnen einzutreten und so die Verantwortung 
für eine Diktatur der Bourgsoisio. zu tragen. ‚Das wäre Verrat gowosen, 
nicht aber: „praktische Arbeit“, wie ihre Politik des Verrata die Sozial- 
‚demokraten 20 gerne nennen, um cben ihrem Verrat einen schönen Namen 
zu geben. Es. hlicb den Kommunisten, aber, die Aufgabe, eine „aozial- 
demokratische“ Regierung möglich zu machen, sie jedoch vor Aufgaben zu 
sta, die zu erfüllen einer heutigen bürgerlichen Regierung unmöglich 
ist, trotedem sie daru dienen, den momentanen Bedürfnissen der Massen 
abauhelfen. Die Kommunisten müssen die durch Engels empfohlene Taktik 

wenden, sie müssen  durchführbare Vorschläge machen. Aber „dusch- 
führbar dor Sache nach, einerlei ob die bostehende Regierung es kann. 
Sie müssen zum Sturz der kapitalistischen Produktion führenden Mab- 
zegeln vorschlagen, aber solche, die sachlich praktisch, aber für diene 
Regierung unmöglich sind.“ 

Mit: solchen praktischen Vorschlägen werden die Kommunisten 
zweicelei erreichen: io müssen den Mazsen boweisen, daß sie ihro momen- 
tane Not nicht mit der Vertröstung auf die Weltrevolution im allgemeinen 
abtun, sondern praktische, sofort wirksame, Maßregeln gegen den Bankerott 
und Sabotage des Kapitalismus vorschlagen können. Zweitens: sie müssen. 
den Massen boweisen, daß die Sozinldemokratie. beiderlei Richtungen 
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diese Maßregeln nicht anwenden, dieselben zurückweisen, einzig deshalb, 
weil die Vorschläge rovolntionät aid, trotzdem sie gleichzeitig doch praktisch 
und durchführbar sind. Somit werden die Sozinipatrioten entlarvt. Sie 
können sich nicht darauf berufen, daß die „sornlisische‘” Regierunge- 
bildung an den Kommunisten gescheiteit ist, die Sozialpätrioten müsse 
zu den rovolutionären Bedingungen und somit zur Revolution offen Stel- 
lung nehmen und ihren gegenrevolutionären Charakter selbst enthüllen. 

Die Bedingungen der sächsischen kommunistischen Partei sind die 


In: 

Die mehrheitseotinlistisch-rechtsunabhäigige Regierung mall im 
härfsten Kampfe gegen das kapitalisische Unternehmertum eich eih- 
setzen: für eine Amnestie aller politischen Veitgehen und Verbrechen; 
füt die ernsthafte Entwaffnung der Konterrevolution, der Orgesch und 
anderer Selbstachutzorganisationen des Bürgertums; für die Schatfung 
ernsthafter Selbstschutzorgenisationen des Prolstariata; für die nofortige 
Enteignung, Wiedereröffnung und Weiterführung aller stillgelegten und 
verkürst arbeitenden Betriebe ‘durch die Betriebsräte; für Versorgung der 
Arbeitenden mit billigen Lebensmitteln atıf Kosten der Besitzenden; für 
Beschlagnahme aller überschüstigen Wohnräume der Reichen zur Unter- 
bringung der arbeitenden Bevölkerung; für dieWiedereinstellung der Arbeits- 
losen in die Betriebe durch Wiederaufnahme der stillgelegten und einge- 
üchränkten Botriebo; für die Verpflichtung der Gesamtunternehmerschaft, 
ie Arbeitlosen in voller Lohnhöhe zu unterstützen. In diesem Falle werden 
die Kommunisten die zu bildende Regierung zur Durchführung dieser 
Maßnahmen parlamentarisch und außerparlamentarisch unterstützen. 

‚Wie ersichtbar, lauter praktische Forderungen, deren größter Teil 
Auen dienen würde, der augenblicklichen Notlage der arbeitenden Bevölk- 
'kerung abzuhelfen. Trotzdem sie praktisch sind, sind sio zugleich revolu- 
tionäre Forderungen. In der heutigen Krise des Kapitalismus können eben 
die praktischen Forderungen der Arbeiterschaft nicht ohne Revolution 
verwirklicht werden. Aber nicht das Proletarint, sondern der Kapitalismus 
trägt die Schuld daran, dnß das Proletariat nicht eicmal seine augenblick- 
lichen Bedürfnisse ohne revolutionäro Madregeln zu stillen imstande ist- 
In der Tat, wollte man nur eine det vorgeschlagenen Forderungen dur 
kommunistischen Partei erfüllen, es loderte augenblicklich ig hellen Flam- 
men der Bürgerkrieg in Sachsen auf. Man soll versuchen, dio Orgesch zu 
entwalinen, man noll versuchen, das Proletariat zu bewnfinen; man soll 
‘versuchen, die stillgelegten und verkärst arbeitenden Betriebe m ent- 
eignen, sie wiedereröffnen und durch die Betriebsräte weiterführen zu lassen. 
Man soll versuchen, die Sabotage der Bourgeoeie zu brechen, die Arbeite- 
losen auf Kosten der Kapitalisten in die Betriebe einzustellen oder aber dio 
Wohnungen der Reichen zu requirieren, um den arbeitenden Proletatiern 
ein Obdach zu verschaffen — sofort wird die demokratische Bourgeosie 
zu den Waffen greifen und das Parlament samt, ihren „sozialistischen“ 
Ministern zum Teufel jegen, oder uber dieso Regierung wird gerwungen 
sein, will sie ihre Maßnahmen wirklich durchführen, die bewaffnete Kraft, 
des Prolotarints in Anspruch nehmen; der Bürgerkrieg wäre nicht zu ver- 
möiden, die Revolution wäre da. 
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sind zur illegalen Tätigkeit nicht geneigt, such dann nicht, wenn diese nur 
aus der Kenntnisnahme einer illegalen Organisation der Bourgsosie besteht, 
Die Orgesch existiert offiziell nicht, also existiert sie überhaupt nicht. 
Und da sie nicht existiert, kann man such ihre Entwaffnung nicht fordern. 
Hingegen fordern auch ao die Schalang von „Insütutionen" zum Ball. 
‚schutz. des Proletariats. Natürlich können diese „Institutionen“ sein, wie 
wollen. Sie müssen nicht aus der Bewaffnung des Proletariats bestehen. 
Die Entwaffnung der Bourgeosie und die Bewaffnung des Proletariats, 
wäre das einzige Mittel zur Abwehr von Gegenrevolutionen, zugleich führte 
aber diese Methode zur Revolution. Das wollen aber die Rechtsunabhängigen 
wicht, denn das bedeutete nicht nur die Anerkennung der Revolution in 
Worten, sondern dio revolutionäre Tat selbst. Und davor schrecken diese 
‚guten Revolutionäre, wie immer, auch jetzt zurück. 

Das Prolstariat leidet Elend. Die Arbeitslosigkeit steigt ins Riesen- 
hafte. Die Werke sind geschlossen oder arbeiten verkürzt. Die 
‚sabotiort und wirft ihre Arbeiter auf die Straße, diese finden infolge der 
Wohnungsnot nicht einmal eine Unterkunft für sich und ihre Familie. 
Die kommunistische Partei fordert sofort wirksame Maßnahmen. Es sind. 
genug Räumlichkeiten in einer jeden Großstadt, nur spreitzen sich die 
‚Reichen darin. Es gibt genug Arbeitsgelogenheit, die Bourgeosio sperrt 
Be betr ee We Re m Dr 
um den Arbeiter besser zu versorgen als es heute geschieht, wenn man 
nur der Spekulation des reichen Bauers und der Schlemmerei der Reichen 
einen Damm vorlegt. Deshalb: Requieren der überflüssigen Wohnungen 
und Räumlichkeiten, Enteignender stillgelegten Fabriken, Beschlagnahmung 
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Aise. Anstatt dessen fordern dis Rechtsunabhängigen Ans Bauen von Woh- 
aungen, mein, nicht einmal das, weil das auch höchst-radikal wäre. Sie 
ordern mur, daß-der Wohnungsbau „gefördert“ wird. Sie fordern, daß 
‚staatliche Fürsorge zu treffen ist zur Emährung der werktätigen Be- 
fülkerung, durch befriedigende Lebensmittelsendungen“. Von Maßnahmen 
jegen die Arbeitslosigkeit, von Bekämpfung der Sabotage der Bourgeosie 
eine Silbe, wahrscheinlich aus demselben Grunde, aus welchem sie von 
3er Orgesch keins Erwähnung taten: der Kapitalismus anerkennt keine 
Arbeitslosigkeit, also existieren keine Arbeitslosen. Ba gibt nur Faulenzer 
and Arbeitascheue. Mit ganzer Wucht wird aber das neueste Wundermittel 
der die Sorinlisierung, gefordert. Die Kommunisten sagen: 


Eatignung der Werke, die Rechteunsbhängign verlangen hingegen, daß 
die „Sächsiche Regierung entschieden auf die Reichsregierung einwirke, 
Gun dis Produkinmmnitel und der Warenaustzusch sosalert werden“; 
Der Warensustausch in sozilistischer Form, das ist der Sozialismus der 
Hüferdinge. Diese Forderung wird dann stlgemäß durch die andere, die 

Demokratie, verewigend ergänzt: die Gemeindereform wird 
auf der Grundlsge der „breitesten Autonomie“ gefordert. Also: Erhaltung 
der kapitalistischen Produktion und des kapitalistischen Warenaustausches. 
„in sozislisierter Form“ und Erhaltung der bis an die Zähno bewaffneten. 
deutschen Demokratie, 

Auf Grundlage dieser Forderungen haben die Rechtsunabhängigen 
Sachsens beschlossen, mit den Mehrheitssozislisten zwecks Bildung einer 
Regierung in Verhandlung zu treten. Diese Regierung wird auch zustande 
kommen. Sie wird sich aber auch aufdie bürgerlichen Parteien stützen müssen, 
da se die revolutionären Forderungen der Kommunisten zu erfüllen weder 
geneigt noch imstande sein wird. Sie wird, trotzdem sie sich „sozialistisch”“ 


inschen können, was für „sozialistische“ Parteien es sind, welche lieber 
die Befehle der Bourgeosie ausführen, damit sie je nicht solche Maßnahmen 
zu ergreifen genötigt seien, welche der Beurgeosie zwar schaden, dem Prole- 
tariat aber sofort wirksam nützen würden. 

Damit erfüllen die Kommunisten in Sachsen ihre Aufgabe im Par- 
lament: sie entlarven nicht nur die Bourgeosie, sondern auch ihre Hand- 
langer, 

m 


Sazinlpatrioten. Sio betreiben einen revolutionären Parla- 
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